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XiV. Gesetz.);\. bm;gsperiode 

Anfrag e 

der Abgeordneten Dr. Heinz Fisa.~6r I Czemetz, Marsch 

und Genossen 

an den B~1ndesminister für Inneres, 

betreffend die Ge\välu:ung einer D:lppelstaatsbürgerschaft an Dr. Otto Habsburg 

durch die Niederösterreichi.sche landesregierung. 

Dr. Otto Habsburg, der sich im Jalrre 1963 mit grösster Energie um 

die !'nglichkeit bemi.iht hat, in österreich einen Ybbnsitz begründen zu 

können und der zu diesem Zweck in einer Loyalitätserkläru"1g zur Republik 

öste~-reich seine Absicht bekundet hat "ein getreuer Bürger der Republik" 

zu sein: hat sich nunmehr um die Staatsbü:cgerschaft der Bundesrepublik 

Deutsc..llland beworben. 

Zeitungsmeldungen zufolge wurde fr..m vor wenigen Tagen die deutsche 

Staatsbürgers~baftverliehen. 

Le.11 gleichen Zeitungsmeld1mgen zufolge, hat namens der 

Niederösterreichischen Landesregierung Landeshauptmann lft.aurer entsc.llleden, 

dass Dr. otto Habsburg t..."'Otz der Verleihung der deutschen auch die 

österreichische staatsbUrgersc..l-aEt beibehalten kann. 

Gemäss § 28 des staatsbürgerschaftsgesetzc:s ist aber eine solche 

toppelstaat..sbiirgersch..aft nur :rri5g1ich, wermdiese D:>ppelstaatsbfu'g~schaft 

YJ'2ge..'1 c.er '",'om Antragst'911er r.er.eits G.!'orachten cx3f:>-r von ihm noch Zll 

envartGnden Leistungen oder aus einem besonders. berücksicht.i..gungsvikdigen 

G:tu.'1d "im Interesse der Republik liegt." 
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Den unterzeidmeten AlxJoordnete,'1 ist derzeit kein C'irund bekannt, 

\V2.rlm die Gei.vährung einer Jbppelstaatsbürserschaft an Dr. Otto Habsburg 

im Interesse der F.epublik österreich liegen könnte. 

Gmz im c;egenteil: Den gleichen Zeibmgsmeldunge.n zufolge - auf die man 

bis zur Stunde zur Beurteilu11g dieser Entscheidung deshalb angewiesen ist, 

weil eine offizielle Stellungnar.dre der Niede::cösterreichischen Landesregierung 

bisher nicht v\.Jrliegt ,- hat Dr. Otto Habsburg die i'bsicht l sich in seLl1er 

Eigenschaft als bUl1Clesdeutscher Staatsbürger cis deutscher Abgeordneter 

in das EV1G-Par1.ament \\räl'.len zu lassen. 

FÜl:: die Hepublik österreich kOImt jedtx~h allS den bekannten 

neutralit.ätspol~tisch2.L'1. Gründen eine !vI..itgliedschaft in der EWG und 

deSi/Jegen auch eine Vertret'u..'1g im E'I';G-Pa.rlament nicht in Frage. Es kann 

daher ke i nesv-regs im Interesse der Republik österreich lieg"en, wenn durch 

Dr. Otto Habsburg als deutschen St.aatsbUrger - im Falle seiner wahl 

in das EWG-Parlarrent - de.r Anschein erYleCkt wird, dass ~durch auch 

eine "Vertretu.'1g" österreichs im El"Äf-Parlarnent gegeben ist. 

Die unterzeichneten Abgeord.'1eten richten d&'1er an den Bundesminister 

für Inneres nachstehE"..nde 

~nfrage 

1. Sir1d Sie da-rüber informiert, auf welche -Umstände die zuständigen ßP.llörd='...n 

der Niederösterreicbischen Landesregi.erung ilu."e Auffassung stützen I dass 

die Errröglichung einer Ibppalstaatsbürgers6.laft für Dr. Otto HabsbLlrg 

11 i.'l1 Int.eresse der RepubljJl~ il liegt ? 

2. Sind Sie l::ereit, im Zusamnen_hang mit de:r Ge. .. ·1ehrnigung der Doppelstaats 

bürgerschaft für Dr. Habsburg von Ihrem Recht gern. Art. 15 Abs. 8 B-\l'G 

Gebrauch zu machen r die Einhal tun9 des .staa,tsbürgerschaftsgesetzes durch 

di.e NiErlerösterreichische Landesregierung vlahrzune.hrnen ? 
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3. Ist Ihrer Ansicht. nach· d.i.e Best.imnung des § 33 des Staatsbürgerschafts­

gesetzes, wonach Personen, die im Dienste eines frerrden Sta.ates s·tehen, 

die österreichische Staatsbi.irgerschaft abzuerkennen ist,auch auf die 

l<.usübung eines poLitisc..1.eI1 lvJandates eines fraTilen staates durch einen 

österreichischen Sb.."'\atsbürger anzrrv·;-enden ? 

.4. F.at die Niederösterreichische Landesregierung vor Entscheidung der 

Frage, ob die Genehmigung einer I:opt:elstaatsbÜl:'gerschaft im Interesse 

der Republik liegt, rni t dem Btmdesminister für Inneres KontaKt aUfgenanneil.? 

5. Wie lauten die Informationen oder Hitteilungen, die das Bundesministerium 

für Inneres von der Niederösterreichischert Landesregierung 

bisher erhalten hat '( 
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